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Geleitwort 

Doppelbesteuerungsabkommen gehören dem internationalen Steuerrecht 
und damit einer Rechtsrnasse an, deren Entstehungstatbestand und Verpflich-
tungswirkung im Völkerrecht liegt, deren Anwendungsbereich hingegen die 
verschiedenen staatlichen Rechtsordnungen sind. Dieser Befund mag ursächlich 
dafür sein, daß die Verknüpfung beider Rechtsrnassen auf dem Gebiet des 
internationalen/nationalen Steuerrechts bislang noch nicht Gegenstand einer 
umfassenden Untersuchung gewesen ist. Soweit sich die deutschsprachige 
Rechtswissenschaft monographisch mit dem Verhältnis Völkerrecht - Landes-
recht befaßt, geschieht dies überwiegend auf abstrakt-theoretischer Ebene. Der 
traditionelle und hier und dort wieder aufflackernde Streit um Monismus oder 
Dualismus sowie die für die Vertragsinkorporation daraus entwickelten Lehren 
von der Transformation, der Adoption sowie des Vollzugs kennzeichnen das 
überwiegende Interesse des völkerrechtlichen Schrifttums während der letzten 
beiden Jahrzehnte. Was bislang fehlte, war eine Untersuchung, die sich -
ausgehend von jener abstrakt-theoretischen Ebene - einer Kategorie völker-
rechtlicher Verträge zuwendet, die nach Quantität, inhaltlicher Kongruenz, 
Regelungsgegenstand und Adressatenkreis in besonderem Maße geeignet ist, die 
Umsetzungsproblematik von Völkerrecht in staatliches Recht in concreto zu 
untersuchen. - Gleichermaßen geeignet wie das internationale Steuerrecht 
wären übrigens die regionalen Menschenrechtskonventionen, die im Rahmen 
der Internationalen Arbeitsorganisation entstandenen Abkommen oder die 
Konventionen über Diskriminierungsverbote. 

Die eingehende Aufarbeitung der Transformationsproblematik ebnet indes-
sen nur den Weg zu dem Hauptziel dieser Untersuchung, das in der Beantwor-
tung der Frage besteht, ob der inländische Steuerpflichtige ein subjektives 
öffentliches Recht auf Einleitung des Verständigungsverfahrens hat, sofern die 
Voraussetzungen der in den jeweiligen Doppelbesteuerungsabkommen enthal-
tenen Verständigungsklauseln vorliegen. Die - überaus gelungene - Erreichung 
dieses Ziels verlangte umfassende Vorarbeiten im Völkerrecht und im inner-
staatlichen Recht. So waren die Doppelbesteuerungsabkommen als völkerrecht-
liche Verträge zunächst mit einem völkerrechtlichen Ansatz zu untersuchen, um 
sodann ihre Einordnung in die staatliche Rechtsordnung zu erörtern. Aussagen 
über die in den Doppelbesteuerungsabkommen geregelten Verständigungsver-
fahren waren ebenfalls über einen völkerrechtlichen Ansatz zu gewinnen, 
nämlich über ihre Erörterung als Sonderform des diplomatischen Schutzes. Die 
derart gewonnenen Ergebnisse waren schließlich in die das Thema beherrschen-
de Fragestellung einzubringen, ob ein Anspruch des Steuerpflichtigen auf 
behördliches Einleiten des Verständigungsverfahrens gegeben ist. Mit der 
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Doppelbesteuerungsproblematik ist die Schrift zudem einem Untersuchungsge-
genstand gewidmet, der von zunehmender praktisch-wirtschaftlicher Relevanz 
ist. 

Die Schrift von Christian Gloria weist in ihrer gesamten Breite und Tiefe einen 
hohen Rang als eigenständige wissenschaftliche Leistung auf. Sie hat der 
Juristischen Fakultät der Ruhr-Universität Bochum als Dissertation vorgele-
gen; ihr ist höchstes Lob gezollt worden. Dem Autor kommt das Verdienst zu, 
diejenige monographische Bearbeitung des steuerlichen Verständigungsverfah-
rens vorgelegt zu haben, an der jede weitere Diskussion im deutschsprachigen 
Raum nicht vorübergehen kann. 

Bochum, im Januar 1988 

Prof Dr. Dr. h.c. Knut Ipsen LLD h.c. 
Rektor der Ruhr-Universität Bochum 



H ••• in taxation you have to look simply at what is clearly 
said. There is no roomfor any intendment. There is no 
equity about a tax: there is no presumption as to a tax; 
you read no thing in; you imply nothing, but you look at 
what is clearly said and that is the tax." 

Vorwort 

Rowland J. 
Cape Brandy Syndicate v. IRC 
12 TC 358,366 

Das Anliegen dieser Arbeit ist es, die Frage zu beantworten, ob der 
Steuerpflichtige innerstaatlich ein subjektiv-öffentliches Recht auf Einleitung 
eines Verständigungsverfahrens hat, wenn die Voraussetzungen vorliegen, 
welche die Doppelbesteuerungsabkommen an die Durchführung dieses Verfah-
rens knüpfen. 

Im Mittelpunkt der Arbeit, die der Rechtswissenschaftlichen Fakultät als 
Dissertation vorgelegen hat, stehen damit Fragen aus dem Grenzbereich 
zwischen Staats- und Völkerrecht, bzw. Internationalem Steuerrecht und 
nationalem Recht. Sie hätte ohne die wertvolle Hilfe und bereitwillige Unter-
stützung vieler Beteiligter nicht zustande kommen können. 

Zu besonderem Dank bin ich meinem akademischem Lehrer, Prof. Dr. iur. 
Dr. h.c. Knut Ipsen LLD h.c., dem Rektor der Ruhr-Universität Bochum, 
verpflichtet, von dem ich zahlreiche wissenschaftliche Anregungen empfing und 
der mich in jeder Beziehung förderte und unterstützte. 

Dank für seine Unterstützung schulde ich ebenso Prof. Dr. Hermann Wilfried 
Bayer. Er hat durch seine stete Gesprächsbereitschaft und wertvolle Hinweise 
ebenfalls zur Entstehung der Arbeit beigetragen. 

Mein Dank gilt ferner Prof. Dr. Heinrich Wilhelm Kruse, der sich der Mühe 
der Zweitkorrektur unterzog und mir ebenfalls hilfreiche Ratschläge erteilte. 

Vielfältige Anregungen über die Wirkungsweise von Doppelbesteuerungsab-
kommen im amerikanischen Recht und den diplomatischen Schutz in dieser 
Rechtsordnung verdanke ich den Herren Terry Ratfield und Robert T. Moulton, 
Attorneys-at-Law, Los Angeles, die mir Gelegenheit zu einem längeren 
Aufenthalt dort gaben. 
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Das Manuskript wurde im November 1986 abgeschlossen. Für die Druckle-
gung wurde es überarbeitet. Dabei konnten Literatur und Rechtsprechung bis 
August 1987, teilweise auch bis Dezember 1987 berücksichtigt werden. 

Der VG Wort schließlich schulde ich Dank für einen großzügigen Zuschuß zu 
den Druckkosten. 

Bochum, im Februar 1988 

Christian Gloria 
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Die Bedeutung der Vorschriften über das Verständigungsverfahren, die 
ausnahmslos alle der derzeit in der Bundesrepublik Deutschland in Kraft 
befindlichen Doppelbesteuerungsabkommen aufweisen, ist in den letzten Jah-
ren in der gleichen Weise gestiegen, wie die bestehende internationale wirtschaft-
liche und steuerliche Verflechtung zugenommen hat. Gerade die zu beobachten-
de Zunahme an wirtschaftlichen Kontakten zwischen Industriestaaten auf der 
einen und Industriestaaten und Entwicklungsländern auf der anderen Seite, 
vergrößert die Gefahr der Kollision von Steueransprüchen verschiedener 
Staaten, die diese durch den Abschluß bilateraler Doppelbesteuerungsabkom-
men einzudämmen bestrebt sind. 

Sichtbaren Ausdruck findet das gestiegene Interesse der Fachöffentlichkeit in 
der Tatsache, daß das Verständigungsverfahren von der International Fiscal 
Association für ihre Jahrestagung 1981 zum Generalthema erkoren wurde.1 Im 
augenfälligen Gegensatz zum Interesse, das Theorie und Praxis am Verständi-
gungsverfahren zeigen, steht die trotz einer Vielzahl von Veröffentlichungen zu 
diesem Themenkreis zu beobachtende Erscheinung, daß die jeweiligen Publika-
tionen in der Regel aus einer spezifisch steuerrechtlichen Sichtweise die mit dem 
Verständigungsverfahren zusammenhängenden Fragen erörtern. Obwohl sich 
die Erkenntnis, daß die Doppelbesteuerungsabkommen völkerrechtliche Ver-
träge sind, mittlerweile allgemein durchgesetzt hat, 2 fehlt es bislang an 
Darstellungen, die diesen völkerrechtlichen Charakter der Doppelbesteuerungs-
abkommen ausreichend berücksichtigen. Überhaupt laßt sich feststellen, daß 
die deutsche Rechtswissenschaft die wachsende Bedeutung des internationalen 
Steuerrechts in theoretischer und praktischer Hinsicht nur ungenügend aufgear-
beitet hat. 3 

Im Rahmen des IFA-Kongresses sind sowohl vom Generalberichterstatter 
Koch als auch von den meisten Nationalberichterstattern Vorschläge für eine 
bessere Ausgestaltung des Verfahrens gemacht worden.4 Dabei hat sich die 
überwiegende Zahl der Nationalberichterstatter vor allem für eine Verbesserung 
der Stellung des Steuerpflichtigen im Verständigungsverfahren ausgesprochen. 
Insbesondere wurde gefordert, daß der Steuerpflichtige einen Anspruch auf 

1 Hierzu im einzelnen Lehner, RIW I AWD 1981, 832. 
2 Vgl. Vogel, DBA, Ein!. 17; Komi Debatin, Systematik I, Rz. 39; Weber-Fas, 

Staatsverträge, S. 4. 
3 Weber-Fas, Staatsverträge, S. 1. Die Ursachen hierfür sind nach der Auffassung von 

Weber-Fas im wesentlichen institutionell bedingt. Vg!. Weber-Fas, JZ 1974, 401 ff. 
4 Vg!. statt aller Koch, CDFI 1981,43. 
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Einleitung des Verständigungsverfahrens haben sollte. Außerdem sollte er bei 
einer negativen Bescheidung seines Antrages durch die Steuerbehörde die 
Möglichkeit haben, hiergegen die nationalen Gerichte anrufen zu können. 5 

Gerade diese Frage, ob nämlich der Steuerpflichtige ein subjektiv-öffentliches 
Recht auf Einleitung des Verständigungsverfahrens gegen seinen Wohnsitzstaat 
hat, wird in der Literatur und Praxis durchaus kontrovers beantwortet, von 
einem beachtlichen Teil des Schrifttums jedoch bejaht. 6 Demgegenüber wird sie 
von ihren Gegnern meist pauschal und ohne nähere Begründung verneint. Die 
Finanzverwaltung und ein Teil der Lehre vertreten die Auffassung, die 
zuständigen Behörden hätten auf einen entsprechenden Antrag des Steuer-
pflichtigen hin eine Ermessensentscheidung dahingehend zu treffen, ob ein 
Verständigungsverfahren einzuleiten sei, oder nicht. 7 Nach der Rechtsprechung 
des BFH hat die Finanzverwaltung selbst dann noch ein solches Ermessen, wenn 
der Steuerpflichtige eine abkommenswidrige Besteuerung nachweist. 8 

Im Rahmen der vorliegenden Untersuchung soll geklärt werden, ob der 
Steuerpflichtige bei Vorliegen der Voraussetzungen, die die Verständigungsklau-
seln der Doppelbesteuerungsabkommen vorsehen, ein subjektiv-öffentliches 
Recht auf Einleitung des Verständigungsverfahrens hat. 

Da der Verdacht naheliegt, daß die für den betroffenen Steuerpflichtigen 
nachteilhafte Sicht der Finanzverwaltung und der Finanzrechtsprechung wenig-
stens zum Teil darauf beruht, daß diese sich des völkerrechtlichen Ursprungs der 
Doppelbesteuerungsabkommen und der sich hieraus ergebenden Besonderhei-
ten nicht oder nicht ausreichend bewußt sind, soll im ersten Kapitel auf das 
Verhältnis der Doppelbesteuerungsabkommen zum innerstaatlichen Recht 
eingegangen werden, auf ihre Funktion, Wirkungsweise und Besonderheiten 
ihrer Auslegung. 

Die (zwischenstaatliche) Durchführung eines Verständigungsverfahrens auf 
der Grundlage der Doppelbesteuerungsabkommen ist ein Vorgang, der sich 
ebenso auf völkerrechtlicher Ebene abspielt wie der Abschluß eines Doppelbe-
steuerungsabkommens selbst. Dogmatische Klarheit darüber, wie dieses völker-
rechtliche Tätigwerden eines Staates, um einen seiner Steuerpflichtigen vor einer 
Doppelbesteuerung oder einer abkommenswidrigen Besteuerung zu bewahren, 
einzuordnen ist, fehlt jedoch bislang. Ausgehend von der Arbeitshypothese, daß 
es sich hierbei um eine Form der Ausübung diplomatischen Schutzes handelt, 
soll diesem Punkt im zweiten Kapitel nachgegangen werden. In diesem 
Zusammenhang wird im näheren auf die historische Entwicklung der Verständi-
gungsklausel und ihre Voraussetzungen, auf die Struktur der Vorschriften über 

5 Vgl. statt aller Koch, CDFI 1981,43. 
6 So von Bachmayr, StuW 1964, 885ff.; Tipke, AWD 1972, 589ff. und Mülhausen, 

S. 143ff. 
7 Vgl. Debatin, AWD 1969,485; Koch, CDFI 1981,30. 
8 Vgl. BFH FR 1982, 467 (468). 
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das Verständigungsverfahren in den geltenden DBA und die sich aus Einleitung 
und Durchführung des Verständigungsverfahrens ergebenden Fragestellungen 
in völkerrechtlicher und staatsrechtlicher Hinsicht eingegangen werden. 

Das dritte Kapitel ist dem subjektiv-öffentlichen Recht auf Einleitung eines 
Verständigungsverfahrens gewidmet. 
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